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Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Sport-, Musik- und Kulturvereine mussen in Zukunft keine direkte Bundessteuer mehr
bezahlen, wenn sie weniger als CHF 20'000 Gewinn erzielen. Dies beschloss im Marz
2015 der Nationalrat, der einer Anderung des Bundesgesetzes iiber die
Gewinnbesteuerung von juristischen Personen mit ideellen Zwecken mit 126 zu 58
Stimmen zustimmte. Der Sténderat hatte die Erhéhung der entsprechenden Freigrenze
von CHF 2000 auf CHF 20'000 bereits im Vorjahr einstimmig gutgeheissen. Fir Vereine
und Stiftungen hatte zuvor eine Steuerfreigrenze von CHF 5000 gegolten. Anders als in
der kleinen Kammer gab der Vorschlag des Bundesrates, der auf eine Motion Kuprecht
(svp, SZ) aus dem Jahr 2009 zurilickgeht, Anlass zu Diskussionen. Eine Minderheit Caroni
(fdp, AR), die in den Vorberatungen in der Kommission fir Wirtschaft und Abgaben des
Nationalrats (WAK-NR) nur knapp (11 zu 12 Stimmen) unterlegen war, wollte nicht auf die
Vorlage eintreten. Mit der bestehenden gesetzlichen Regelung seien die Instrumente
vorhanden, um Vereine mit entsprechenden Zielen zu unterstitzen, so Caroni. Zudem
wies die Minderheit auch auf die zu erwartenden Steuerausfalle im hohen einstelligen
Millionenbereich hin. Ausserhalb von FDP und GLP vermochten die Argumente der
Minderheit jedoch nur noch Teile der SP zu Uberzeugen, was schliesslich dazu fihrte,
dass der Nationalrat mit 116 zu 63 Stimmen bei einer Enthaltung das Eintreten beschloss
und kurze Zeit spater dann auch die Gesetzesédnderung guthiess. '

In der Frihjahrssession 2019 diskutierte der Standerat als Zweitrat die Motion Grin (svp,
VD) «Erh6hung der Pauschalabziige bei der direkten Bundessteuer zum Ausgleich der
Explosion der Krankenkassenpramien>» sowie eine weitere Motion Lehmann (cvp, BS;
Mo. 15.4027) zum Abzug der Krankenkassenpramien von den Steuern. Die Mehrheit der
WAK-SR hatte zuvor Annahme der Motion Grin beantragt, da die Krankenkassenpramien
als «Teil der unvermeidlichen Lebenshaltungskosten» stark angewachsen, die
entsprechenden Abzlige aber bisher nicht angepasst worden seien. Eine Minderheit
Zanetti (sp, SO) beantragte die Ablehnung der Motion, da sie zu grossen Steuerausfallen
flihren wirde; Letztere bezifferten Zanetti und Kommissionssprecher Baumann (cvp,
UR) auf CHF 465 Mio. Zudem wirden Personen mit hdéheren Einkommen
Uberproportional von den Abzlgen profitieren, was - wie Zanetti in der Plenardebatte
erlauterte - dem Prinzip der Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit
zuwider laufe. Dies |6ste eine hitzige Debatte im Rat aus. Erich Ettlin (cvp, OW) zum
Beispiel konterte, dass eine Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit aus
Fairnesgrinden eben nicht nur eine progressive Besteuerung der Einkommen, sondern
auch progressive Abzlge beinhalten musse. Anita Fetz (sp, BS) betonte jedoch, dass das
Grundproblem bei den Krankenkassenpramien die Finanzierung durch Kopfsteuern sei
- dass man dort eben eine Flat Rate Tax und keine Progression habe. Dadurch sei vor
allem der Mittelstand benachteiligt, der keine Pramienverbilligungen erhalte.
Finanzminister Maurer verwies indes auf die Ineffizienz der in der Motion
vorgeschlagenen Massnahme: Personen mit hohen Einkommen wirden dadurch nur
minimal entlastet, hingegen kosteten die Abzlge den Staat fast eine halbe Million
Franken. Dennoch sprach sich der Rat mit 30 zu 13 Stimmen fur die Motion Grin aus
und lehnte die Motion Lehmann, wie auch von der Kommission beantragt, ab (vgl.
hier). 2

Die steuerliche Beriicksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten und vor allem ihre
vom Nationalrat geanderte Form sorgten im Stéanderat in der Sommersession 2019 fur
ausfuhrliche Diskussionen. Bereits in den Kommissionen waren Antrége auf Sistieren
und Rickweisung an den Bundesrat abgelehnt worden und auch in der Plenumsdebatte
stand ein Rickweisungsantrag Zanetti (sp, SO) im Raum. Durch eine Riickweisung an
den Bundesrat kédnne dieser die Vorlage insofern andern, als der Abzug nicht mehr bei
der Bemessungsgrundlage, sondern beim Steuerbetrag vorgenommen werde, erklarte
Zanetti. Dadurch profitierten zwar nicht alle Eltern, aber doch ein grosserer Teil des
Mittelstandes als bei der bisherigen Regelung. Dieser Vorschlag traf im Rat nicht auf
offene Ohren. Fur die Kommission legte Andrea Caroni (fdp, AR) drei Argumente gegen
eine solche Regelung dar: Sie sei unpraktikabel; man solle beim steuerbaren
Einkommen ansetzen, da dieses durch die Zuschusse fur Kinderbetreuung steige; und
ein Abzug auf dem steuerbaren Einkommen kénne fur Leute mittleren Einkommens
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interessanter sein, weil davon auch die Kita-Tarife betroffen seien. Erich Ettlin (cvp,
OW) wies darauf hin, dass man sich fur einen Abzug auf dem Steuerbetrag, bei dem die
personliche Situation bertcksichtigt werde, oder fur einen fixen Tarif entscheiden
musse, beides gehe nicht. Gemass Finanzminister Maurer stelle ein Abzug beim
Steuerbetrag Uberdies einen Paradigmenwechsel bei den Steuern dar, der zuerst in die
Vernehmlassung geschickt werden musse. Mit 30 zu 12 Stimmen sprach sich der Rat in
der Folge gegen den Rickweisungsantrag aus.

Umstritten blieb die Vorlage auch in der Detailberatung: Hier lag ein Antrag Féhn (svp,
SZ) vor, der bezlglich des Kinderabzugs dem Nationalrat folgen und diesen von CHF
6500 auf CHF 10'000 erhéhen wollte. Wie bereits im Erstrat wies Bundesrat Maurer vor
allem auf die Ausfalle bei der direkten Bundessteuer in der Hohe von CHF 350 Mio. hin,
die eine solche Regelung mit sich bringen wirde. Kommissionssprecher Caroni erklarte,
dass eine solche Erhdéhung keine Erwerbsanreize mit sich bringe und damit die
Zielsetzung der Vorlage verfehle. Peter FOhn entgegnete, dass Abzlige aufgrund von
Betreuungskosten diskriminierend seien fur Eltern, die ihre Kinder selbst betreuten.
«Immer und immer wieder rihmen wir die Vorteile des sogenannten traditionellen
Familienbildes», betonte er, gleichzeitig schaffe man aber Anreize daflr, dass beide
Eltern arbeiteten «und die Kleinen sollen dann das Nachsehen haben». Mit dieser
Regelung solle man «Familien mit kleinen und mittleren Einkommen»
entgegenkommen. Damit widersprach er dem vorgangigen Hinweis von Roberto Zanetti,
wonach Familien erst ab einem steuerbaren Einkommen von CHF 170'000 von der
Vorlage profitieren wirden. In der Folge sprach sich die Mehrheit des Standerats mit 25
zu 19 Stimmen flr die bundesréatliche Version aus und lehnte eine Erhdhung des
allgemeinen Kinderabzugs ab. In der Gesamtabstimmung nahm der Standerat die
Vorlage mit 35 zu 5 Stimmen an. *

Staatsrechnung

Im April 2019 veroffentlichte der Bundesrat die Staatsrechnung 2018. Wie immer seit
dem Jahr 2009 schrieb der Bund schwarze Zahlen - im Schnitt betrégt der jahrliche
Haushaltstberschuss seit 2009 CHF 2.8 Mrd. Das Finanzierungsergebnis 2018 ergab
einen Uberschuss in der Hohe von CHF 3.029 Mrd.; prognostiziert worden war ein
Uberschuss von CHF 295 Mio. Wie bereits im Vorjahr war der hohe Uberschuss auf die
hohen ordentlichen Einnahmen zurlckzufthren; diese Ubertrafen die veranschlagten
Einnahmen um CHF 2.2 Mrd. und kamen insgesamt auf CHF 73.5 Mrd. zu liegen. Auch
dieses Jahr wurden vor allem Mehreinnahmen bei der Verrechnungssteuer (+CHF 1.6
Mrd.) und bei der direkten Bundessteuer (+CHF 0.9 Mrd.) verzeichnet. Hinzu kamen
ausserordentliche Einnahmen in der Héhe von CHF 90 Mio., die von der Rickzahlung
der unrechtmassig erhaltenen Subventionen der Postauto AG stammten. Die
ordentlichen Ausgaben beliefen sich auf CHF 70.6 Mrd. und unterschritten den
Voranschlag um CHF 450 Mio.; ungefahr CHF 300 Mio. weniger wurden bei der
Sicherheit, etwa CHF 400 Mio. weniger bei der sozialen Wohlfahrt ausgegeben. Einige
Bereiche verzeichneten jedoch auch hdhere Ausgaben als geplant.

Erstmals seit 1997 fielen die Bruttoschulden unter CHF 100 Mrd.; sie wurden um CHF
5.8 Mrd. auf CHF 99.4 Mrd. reduziert. Die Erfolgsrechnung schloss mit einem
Ertragstberschuss von CHF 5.7 Mrd., die Investitionsrechnung mit einem Minus von
CHF 9.7 Mrd. Begrindet wurde Letzteres durch den Ausgabenanstieg um 30.1 Prozent
auf Ausgaben in der Hohe von 10.9 Mrd., die der Bundesrat insbesondere durch die
erstmaligen Einlagen im Netzzuschlagsfonds (CHF 1.3 Mrd) und im Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds (CHF 1.1 Mrd.) erklarte. Im Rahmen der Staatsrechnung
2018 publizierte der Bundesrat auch die im letzten Jahr geforderten Korrekturen an der
Staatsrechnung 2017.

Die Medien schwankten in ihrer Beurteilung des Ergebnisses wie schon im Jahr zuvor
zwischen Freude (iber den Uberschuss und Kritik an der Differenz zum Voranschlag. Der
Tagesanzeiger sprach von einem «Rekordergebnis» und zitierte Philipp Mller (fdp, AG),
der die Uberschiisse als «Konjunkturpuffer» beflirwortete. Er liess aber auch Erich
Ettlin (cvp, OW) und Mattea Meyer (sp, ZH) mit eher bis sehr kritischen Stimmen zu Wort
kommen. Letztere vermutete eine Systematik hinter den pessimistischen Schatzungen
und kritisierte insbesondere die Schuldenbremse.

Kaum zu Diskussion, jedoch zu ausfuhrlichen Berichten der Kommissionssprecherinnen
und -sprecher kam es im Stédnderat, der die Staatsrechnung, die Rechnung des
Bahninfrastrukturfonds  sowie die Rechnung des Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds flr das Jahr 2018 in der Sommersession 2019 einstimmig
annahm. Im Nationalrat wurde zwar etwas langer Uber die Staatsrechnung diskutiert -
einmal mehr warnten die Burgerlichen, darunter auch Finanzminister Maurer, vor
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kritischeren Aussichten flr die Zukunft und mahnten folglich zu Sparsamkeit, wéhrend
die Linken eben genau dieses Vorgehen des Mahnens, Sparens und Uberschisse-
Schreibens kritisierten. Dennoch nahm auch der Nationalrat alle drei Rechnungen
einstimmig an. *

Voranschlag

In der Wintersession 2019 behandelte der Standerat als Erstrat den Voranschlag 2020.
Hannes Germann (svp, SH) stellte die Vorlage im Namen der Kommission vor. Er
bezeichnete die Budgetsituation als positiv, zumal trotz STAF und allgemein starkem
Ausgabenwachstum dank der Dynamik bei der direkten Bundessteuer und den
Verrechnungssteuern ein Uberschuss erwartet werde. Er verwies auf die Nachmeldung
des Bundesrates vom 27. September 2019, in der dieser eine Nachzahlung von
Genossenschaftsbeitrdgen an die Nationale Genossenschaft fur die Lagerung
radioaktiver Abfélle in der Hohe von CHF 158 Mio. beantragt hatte. Nach einem
Uberblick stellte er die Mehrheitsantrage der FK-SR kurz vor, die gegenlber der
Bundesratsvorlage Mehrausgaben von CHF 122.3 Mio. mit sich bringen wirden. In der
Folge diskutierte der Standerat ausschliesslich Uber diese Kommissionsantrége.

Die Erhéhung der Unterstitzung von Organisationen im Bereich der ausserschulischen
Kinder- und Jugendférderung um CHF 4 Mio. auf CHF 14 Mio. lehnte Bundesrat Maurer
als Bagatellsubvention ab; die Gewahrung solcher sei aber nicht Aufgabe des Bundes,
erkléarte er. Peter Hegglin (cvp, ZG) betonte hingegen, dass sich der Bund seit
Inkrafttreten des Kinder- und Jugendférderungsgesetzes im Jahr 2013 jahrlich mit CHF
10 Mio. an diesen Organisationen beteilige. Da sich die Zahl der Anspruchsgruppen
seither stetig vergrossert habe, die Betrdge des Bundes jedoch gleich geblieben seien,
seien die Beitrage an die einzelnen Organisationen um fast 40 Prozent gesunken. Mit 27
zu 13 Stimmen folgte die kleine Kammer der Kommission in diesem Punkt.

Diskussionen gab es ansonsten nur noch bezlglich der Bildungsausgaben. Hier
beabsichtigte die Kommissionsmehrheit eine Erhdhung des Finanzierungsbeitrags an
die ETH (+CHF 30 Mio.), der Beitrége fir die berufliche Bildung (+CHF 15 Mio.), der
Grundbeitrége an die Universitaten (+CHF 20 Mio.) und die Fachhochschulen (+CHF 15
Mio.), der Ausbildungsbeitrage (+CHF 764'100), der Finanzhilfen fur WeBiG (+CHF
200'300), der Beitrége flr die Institutionen der Forschungsférderung (+CHF 15 Mio.)
sowie der Forschungseinrichtungen von nationaler Bedeutung (+CHF 3.1 Mio.). Damit
nehme man wie bereits im Voranschlag 2019 Bezug auf die BFI-Botschaft 2017-2020,
wobei die darin beschlossenen Ausgaben spater um 3 Prozent reduziert worden waren,
um die Kostenbremse einhalten zu koénnen, erklarte Erich Ettlin (cvp, OW) fir die
Kommission. Da es die Finanzlage des Jahres 2020 erlaube, wolle man hier zu den
urspringlichen Betragen zurlickkehren, nicht aber in den Finanzplanjahren, dort misse
man dies in den jeweiligen Voranschlagen neu diskutieren. Eine Minderheit Hefti (fdp,
GL) beantragte, dem Bundesrat zu folgen und auf die Erhéhungen zu verzichten. Der
Bund schenke dem Bildungsbereich - richtigerweise - bereits gentgend
Aufmerksamkeit, die entsprechenden Ausgaben wirden von CHF 7.7 Mrd. (2018) auf
voraussichtlich CHF 8.6 Mrd. (2023) ansteigen, argumentierte Hefti. Weitere,
«giesskannenartige» Erhohungen sollten nicht zum Gewohnheitsrecht werden. Auch
Finanzminister Maurer lehnte die Erhéhung ab. Man habe damals die nicht eingetretene
Teuerung Uberall herausgerechnet, wie es das Parlament spater im Rahmen der Motion
Dittli (fdp, UR; Mo. 16.3705) bestatigt habe, einzig den Bildungsbereich nehme das
Parlament immer wieder von dieser Anderung aus. Dennoch sprach sich der Standerat
deutlich fur die verschiedenen Erhéhungen aus.

Den Ubrigen Antrégen der Kommission folgte der Rat ohne gréssere Diskussionen: Fir
die finanzielle Unterstiutzung von Selbsthilfeprojekten bezlglich der Opfer von
flrsorgerischen Zwangsmassnahmen beantragte die Kommission eine Budgeternéhung
von CHF 1560'000 auf CHF 2 Mio. sowie eine Fortsetzung in den Finanzplanjahren. Da im
Parlament noch verschiedene Vorstésse fur eine  Fristverlangerung zur
Gesuchseinreichung fur die Opfer von flrsorgerischen Zwangsmassnahmen héangig
seien und der Bundesrat Empfehlungen einer unabhangigen Expertenkommission
«Administrative Versorgung» prfe, solle dieser Betrag als Spielraum fur solche Projekte
geschaffen werden, erklarte Christian Levrat (sp, FR) flr die Kommission. Mit 27 zu 13
Stimmen sprach sich der Stéanderat fur diese Erhdhung aus. Im Sportbereich erhdhte er
einstimmig die Kredite fur Sportverbande und andere Organisationen (+CHF 10 Mio.),
fur nationale Sportanlagen (+CHF 5 Mio.) und flir Wertberichtigungen im
Transferbereich (+CHF 5 Mio.) in Voranschlag und Finanzplan, um den «Zeitraum bis
zum frihestens flar 2022 vorgesehenen Inkrafttreten des néachsten Nationalen
Sportanlagenkonzepts zu Uberbricken», wie Hannes Germann zuvor fur die Kommission
erklart hatte. Den Kredit fur Schweiz Tourismus erhéhte der Rat zur Umsetzung des vom
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Parlament gefassten Beschlusses zur Wirtschaftsférderung um CHF 2.375 Mio.
Einstimmig nahm der Stédnderat in der Folge den Bundesbeschluss la Uber den
Voranschlag fur das Jahr 2020 an.

Einen Anderungsantrag stellte die Kommission noch fiir den Bundesbeschluss Ib tber
die Planungsgrossen im Voranschlag fur das Jahr 2020: Hier beabsichtigte sie, die
Aufstockung bei den Institutionen der Forschungsférderung dem Schweizerischen
Nationalfonds zukommen zu lassen, wahrend die Minderheit Hefti diese Vorschrift
genauso ablehnte wie die Erhéhung selbst. Einstimmig nahm der Stédnderat die
Anderung an. Der Bundesbeschluss Il (iber den Finanzplan fir die Jahre 2021-2023
bedarf keiner Gesamtabstimmung, hingegen stimmte der Standerat dem
Bundesbeschluss Ill Uber die Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds fur das Jahr
2020 sowie dem Bundesbeschluss IV Uber die Entnahmen aus dem Nationalstrassen-
und Agglomerationsverkehrsfonds flir das Jahr 2020 einstimmig zu. ®

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Eine im Dezember 2015 von Stadnderat Erich Ettlin (cvp, OW) eingereichte Motion
richtete  sich  gegen eine liberméassige administrative Belastung bei
Geschéaftsfahrzeuginhabern. Im Rahmen der FABI war 2014 der steuerliche
Fahrkostenabzug auf CHF 3000 plafoniert worden. Um den Fahrkostenabzug war in der
FABI-Debatte heftig gekéampft worden, doch mit der Annahme der FABI-Vorlage durch
das Stimmvolk im Februar 2014 galt ein maximaler Fahrkostenabzug von CHF 3000. Im
Sinne einer Gleichbehandlung aller Steuerpflichtigen plante die Eidgendssische
Steuerverwaltung eine Praxisanderung, die den maximalen Fahrkostenabzug auch fur
Inhaber von Geschaftsfahrzeugen bertcksichtigt. Weil zwischen Arbeitsweg und
Aussendienst unterschieden wird, steigt gemass Ettlin der administrative Aufwand fur
Arbeitgeber und -nehmer Uberméssig an. Weil die Fahrkosten, die CHF 3000
Ubersteigen, den Arbeitnehmern mit Geschéaftsfahrzeug neu als Einkommen
angerechnet werden, droht diesen zudem eine héhere Steuerrechnung. Motion Ettlin
fordert den Bundesrat auf, die Steuerverwaltung anzuweisen, diese Praxis nicht
umzusetzen. Am 3. Marz 2016 nahm sich der Standerat der Motion an. Ein
Ordnungsantrag von Claude Héche (sp, JU) wollte die Motion an die Kommission fur
Wirtschaft und Abgaben zurlckweisen. Der Ordnungsantrag Héche wurde bei 21 zu 21
Stimmen mit dem Stichentscheid des Prasidenten Comte (fdp, NE) angenommen.

Am 27. September 2016 kam die kleine Kammer auf das Geschéaft zurlck. Die
Kommission empfahl dem Rat mit 6 zu 5 Stimmen die Ablehnung der Motion mit der
Begrindung, die Gleichbehandlung der Steuerpflichtigen sei mit der neuen Praxis
gewahrleistet und der Aufwand zu bewaltigen. Bundesrat Maurer stiess ins selbe Horn
und betonte, es sei ausgiebig nach der einfachsten Losung gesucht worden und die
Annahme der Motion fuhre kaum zu einer weniger aufwéandigen Praxis. Trotzdem folgte
der Rat der Minderheit Wicki (fdp, NW) und nahm die Motion bei 3 Enthaltungen mit 19
zu 18 Stimmen an. ©

Im Februar 2017 behandelte der Nationalrat die Motion Ettlin (cvp, OW). Der Motionar
hatte in der im Rahmen von FABI in Kraft getretenen Beschrankung des
Fahrkostenabzugs eine libermassige administrative Belastung bei
Geschéaftsfahrzeuginhabern ausgemacht, die er mittels Motion aufheben wollte. Der
Standerat hatte die Motion im September 2016 angenommen. Die nationalratliche
Kommission fir Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR) beantragte ihrem Rat, eine
abgeanderte Fassung der Motion anzunehmen. Diese Fassung sah vor, dass der
Bundesrat gesetzliche Anderungen vorschlagen wiirde, damit auf Verwaltungsstufe ein
Einkommensteil fur die Nutzung des Geschaftsfahrzeugs flur den Arbeitsweg mit den 9,6
Prozent des Fahrzeugkaufpreises flur die private Nutzung des Geschéaftsfahrzeugs
mitabgegolten werden kann. Die vorgeschlagene Ldsung soll erreichen, dass der
administrative Aufwand fir KMU und die steuerliche Belastung fir Inhaber eines
Geschaftsfahrzeugs entscheidend kleiner wirde. Eine Kommissionsminderheit Birrer-
Heimo (sp, LU) beantragte dem Rat die Ablehnung der Motion und berief sich dabei auf
den Volkswillen, der in der Abstimmung tber FABI eine Begrenzung des Pendlerabzugs
fur alle Steuerpflichtigen gleichermassen zum Ausdruck gebracht habe. Wie schon in
der Debatte im Sténderat versuchte auch Finanzminister Maurer, den Rat zur
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Ablehnung der Motion zu bewegen. Mit 121 Stimmen aus den burgerlichen Fraktionen
gegen 57 Stimmen von SP, Griinen und GLP (bei é Enthaltungen) nahm der Rat jedoch
die Fassung seiner WAK an. ’

Der Stédnderat lehnte im Dezember 2017 die Motion Ettlin betreffend die libermassige
administrative Belastung bei Geschaftsfahrzeuginhabern (15.4259) ab und nahm in der
gleichen Debatte eine Motion seiner KVF-SR an, welche unter demselben Titel das
Gleiche erreichen wollte, jedoch etwas anders formuliert war. Konkret hielt der
Vorschlag der KVF-SR fest, dass mit der pauschalen Abgeltung der Privatnutzung von
Geschaftsfahrzeugen ein Gewinnungskostenabzug flir den Arbeitsweg auszuschliessen
sei. Die Pauschale von 9.6 Prozent des Fahrzeugkaufpreises konne jedoch massvoll
erhéht werden. Der Standerat nahm diesen Vorschlag seiner Kommission mit 28 zu 12
Stimmen (keine Enthaltungen) an. ®

1) AB NR, 2015, S. 6 ff.; Medienmitteilung WAK-NR vom 21.10.15
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